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»Economy of Tomorrow« (EoT) ist das
Codewort für eine gedachte Wirtschaft,
die voll im Dienste des Wohlergehens der
Menschen steht – aller Menschen, auch
der künftigen. Dorthin zu gelangen, ist ein
Ziel, für das sich eigentlich alle Wohlmei-
nenden einsetzen sollten, besonders dieje-
nigen, die politische Verantwortung über-
nehmen und Menschen für eine Sache
mobilisieren wollen. Dennoch dürfte die
»Economy of Tomorrow« kein politischer
Selbstläufer werden.Auch die Sozialdemo-
kratie, die sich programmatisch zu einer
gerechten und im weitesten Sinne men-
schenfreundlichen Gesellschaft bekennt,
tut sich in der politischen Realität schwer,
dieses Bekenntnis in einen zielstrebigen
Kampf für eine entsprechende Transfor-
mation der »Economy of Today« umzuset-
zen. Auch sie muss sich pragmatisch mit
den Kräften arrangieren, die die »Eco-
nomy of Today« bewegen. Dem Übergang
in eine bessere Zukunft den Wirtschafts-
erfolg in der Gegenwart zu opfern, wäre
das Rezept für politisches Scheitern. Die-
ses unvermeidbare Arrangement aber blo-
ckiert den Weg in das »gelobte Land«.

Eine Säule der »Economy of Tomor-
row« ist eine angemessene Teilhabe aller
an dem Wohlstand, der der Produktivkraft
der nationalen Wirtschaft entspricht. Dies

könnte man dadurch errei-
chen, dass man all jenen, de-
ren Markteinkommen zu weit
unter dem Durchschnitt liegt,
ein steuerfinanziertes Zusatz-
einkommen gewährt. Eine Va-

riante dieses Ansatzes ist der ebenfalls
steuer- oder beitragsfinanzierte kaufkraft-
unabhängige Zugang zu wesentlichen Gü-
tern und Dienstleistungen. Diese simple
Art der Umverteilung stößt allerdings an
Grenzen. Unter anderem müssten die
Steuern in vielen Ländern weit über das

Maß hinaus angehoben werden, das der-
zeit als akzeptabel gilt – nämlich überall
dort, wo der Arbeitsmarkt einem großen
Anteil der Erwerbsbevölkerung kein »an-
gemessenes« Einkommen beschert. Poli-
tisch weniger aufwendig erscheint es, für
alle ein angemessenes Erwerbseinkom-
men (das für die überwiegende Mehrheit
aus Löhnen besteht) sicherzustellen.

Aber selbst in hoch entwickelten Län-
dern ohne einen gewaltigen Arbeitskräfte-
überschuss stehen einem politischen Pro-
jekt der »Hochlohn-Vollbeschäftigung«
gravierende Hindernisse im Weg. Reflex-
mäßig setzte – auch sozialademokratische
– Politik bislang auf Wirtschaftswachs-
tum. Aber die Hoffnung auf ein Produk-
tionswachstum, das die Arbeitskraft auf
breiter Front nachhaltig verknappt, hat sich
als illusorisch erwiesen. Nur auf Wachs-
tum zu setzen, ist kein Weg zum Wohl-
stand für alle.

In der sozial integrierten Arbeitsge-
sellschaft darf es kein Niedriglohnsegment
geben. Gleichzeitig muss es genügend Ar-
beit für alle geben. Dazu müsste in zwei-
facher Weise in den Arbeitsmarkt einge-
griffen werden: das Angebot an Arbeits-
kraft muss verknappt und im Qualifika-
tionsprofil an die Nachfrage angepasst
werden, die dadurch strukturell abgesi-
cherte Verhandlungsmacht der Lohnab-
hängigen muss sicherstellen, dass keine
Arbeitskraft zu niedrigen Löhnen (und
schlechten Arbeitsbedingungen) angebo-
ten wird. Beides ist nicht primär Aufgabe
der Politik, sondern der Gewerkschaften,
obgleich die Politik, z.B. mit einem gesetz-
lich verankerten Mindestlohn unterstüt-
zend eingreifen kann. Wohl könnte eine,
sagen wir sozialdemokratische,Partei über
den – zwar eine etwas »sozialere«, aber
noch keine gerechte Gesellschaft etablie-
renden – ersten Schritt eines Mindest-
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lohns hinausgehen und die Austrocknung
des Niedriglohnsektors zu einem priori-
tären politischen Ziel machen. Sie könnte
mit ihren Mitteln die allesentscheidende
Mobilisierung der Niedriglöhner befeuern
und in die politische Arena tragen. Der-
artiges entspricht freilich nicht mehr dem
Selbstverständnis moderner sozialdemo-
kratischer Volks-(nicht Arbeiter-)Parteien.
Es würde sie in einem Interessenkonflikt
in einer Weise exponieren, die kaum mehr-
heitsfähig ist. Denn die Austrocknung der
Niedriglohnarbeit ist für den Rest der Ge-
sellschaft eher ungünstig: Preise steigen,
einige Wirtschaftsaktivitäten verschwin-
den vom Markt und verkürzte Arbeitszei-
ten verringern die Lohnerhöhungsspiel-
räume für die besser verdienenden Arbeit-
nehmer. Das alles wäre in den Generalvor-
wurf der Wirtschaftsfeindlichkeit und der
Unterminierung der nationalen Wettbe-
werbsfähigkeit eingebettet. Sozialdemo-
kratische Parteien, die im politischen Wett-
bewerb stehen, können es sich nicht leis-
ten, in dieses offene Messer zu laufen.

Ein weiterer Pfeiler der »Economy of
Tomorrow« ist die ökologische Nachhal-
tigkeit.Auch künftige Generationen sollen
so gut leben können wie die gegenwärtige

und der natürliche Reich-
tum der Erde soll als Teil un-
seres Wohlstandes im weite-
ren Sinn (nicht nur im Sinn

der jährlich verkauften Produkte) mög-
lichst erhalten bleiben. Dass auf Dauer
kein Weg an umweltschonendem Wirt-
schaften vorbei führt, steht außer Frage.
Doch wieviel wollen wir uns das jetzt
schon kosten lassen? Und wieviel Umwelt-
schutz meinen wir, uns jetzt schon leisten
zu können? Es gibt hier zwei Probleme.
Eines betrifft die Dosis des Konsumver-
zichts und der Umweltdisziplin (eine Art
Freiheitseinschränkung), zu der die Ge-
sellschaft jeweils bereit ist. So muss die
Klimapolitik z.B. so dosiert werden, dass
Energie »bezahlbar« bleibt. Automobilität
bleibt eine heilige Kuh. Demgegenüber ist

eine »Klimakatastrophe« eine abstrakte,
mit vielen Ungewissheiten behaftete Dro-
hung jenseits der gefühlten Lebenswirk-
lichkeit. Auch »grün gestrickte« Regierun-
gen müssen die Toleranzgrenzen der Ge-
sellschaft respektieren.Das andere Problem
ist die Konkurrenz der Regulierungsräume
in der Welt der souveränen Staaten. Sie
verbindet sich in der politischen Realität
mit starkem Lobbydruck,der von Umwelt-
auflagen und ihren Kosten besonders be-
troffenen Wirtschaftszweige, einschließ-
lich ihrer Arbeitnehmerschaft. Außerdem
entwertet es nationale Schutzbemühun-
gen, wenn die Umweltbelastung anderswo-
hin verlagert wird. All dies legt Parteien,
die auf Mehrheiten aus sind, eine Um-
weltpolitik »mit Augenmaß« nahe. Es wird
den Fortschritt hin zu nachhaltigem Wirt-
schaften letztlich nicht aufhalten, aber es
macht ihn zur Schnecke. Für das Klimaziel
mag das zu langsam sein.

Eine dritte EoT-Säule ist die Rücksicht
auf das, was man die »Lebenssphäre« der
Menschen nennen kann. Auch hier sind
sich (fast) alle einig, dass die Verfügbarkeit
von marktbewerteten Gü-
tern und Dienstleistungen
nicht genügt für das Wohl-
befinden der Menschen
und oft in Konkurrenz zu
anderen Aspekten von Le-
bensqualität (Freizeit, Freiheit von Stress,
Raum für dauerhafte menschliche Bezie-
hungen, intakte Natur etc.) steht. Aber ge-
nau in dieser Konkurrenz zum monetären
Einkommen liegen die Probleme.Viele As-
pekte der Lebensqualität haben den Cha-
rakter von Umweltgütern. Es gibt keine
klaren Eigentumsrechte an ihnen und des-
wegen auch keinen Markt, in dem sich die
Präferenzen der Menschen artikulieren
und in einem Kaufpreis niederschlagen. Es
bedarf politischer Regelung oder anderer
Arten von kollektivem Druck, um zu ver-
hindern, dass Wirtschaftsakteure diese
Werte ohne Preisschild aus Eigennutz be-
schädigen. Aber wie beim Umweltschutz
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darf die Politik den Primat des einkom-
men-schaffenden Wirtschaftens nur sehr
behutsam einschränken. Sonst droht das
Veto des Wählers. Dieser misst der Le-
bensqualität zwar generell durchaus einen
hohen Wert bei, aber sie wird dem Ein-
kommensinteresse untergeordnet, wenn
sie massiv bedroht erscheint.Vor dem Hin-
tergrund von Standortkonkurrenz geht es
eben oft nicht um einen geringfügigen
Konsumverzicht, zu dem man für einen
Zuwachs an Lebensqualität bereit ist, son-
dern um Einkommensquellen (Arbeitsplät-
ze, Profite, Steuereinnahmen) für durch-
setzungsmächtige Akteure. So gesehen geht
es auch nicht um Bürgerpräferenzen vs.
Wirtschaftsinteressen, weil letztere auch
die Einkommensinteressen der Bürger sind.

Regeln, die vor dem Markt schützen,
sind indes nicht alles. In wichtigen Berei-
chen lassen sich so etwas wie Märkte her-
stellen, wo man Lebensqualität »kaufen«
kann. Dies ist der Fall bei den Arbeits-
bedingungen, die über den Freiraum der
»Lebenssphäre« entscheiden. Dazu braucht
es Gewerkschaften, die entsprechende For-
derungen aufstellen und über den zu ent-
richtenden Preis in Form von Lohnzu-
rückhaltung verhandeln. Dabei zeigt sich,
was den Menschen wichtiger ist: mehr Ein-
kommen oder mehr Freiräume. Anzuneh-
men ist: je höher das Einkommen, desto
wichtiger die Freiräume.

Es sind mehrere Faktoren, die eine
»Economy of Tomorrow« vorerst utopisch
erscheinen lassen, auch wenn sie den Wün-
schen breiter Mehrheiten entspricht. Einer
ist politischer Interessendruck gegen die
Umverteilung, um die eine sozial integ-
rierte Teilhabegesellschaft nicht herum

kommt. An dieser Front ist Fortschritt
möglich, wenn die Arbeitnehmer die Kraft
und die Solidarität aufbringen, sich zu ei-
nem umfassenden Kartell mit allem, was
es bedeutet, zu organisieren. Gewerkschaf-
ten könnten auch »Märkte« erzwingen, in
denen Präferenzentscheidungen in der
Frage Lebensqualität vs. Geldeinkommen
getroffen werden. In we-
sentlichen Aspekten einer
»Economy of Tomorrow«
sind solche Präferenzent-
scheidungen jedoch, durch eine allgegen-
wärtige Furcht vor der Strafe des Marktes
blockiert. Die Konkurrenz der dezentra-
len Regulierungsräume begrenzt Eingriffe
in den Markt zum Schutz von Werten oh-
ne privaten Eigentumstitel. Die wettbe-
werbsfähigsten Länder haben hier die
größten Freiheitsspielräume. Aber dies
unterstreicht nur den Primat der Wettbe-
werbsfähigkeit vor anderen kollektiv, und
das heißt politisch, zu verfolgenden Zie-
len. Letztere bedürfen der Zustimmung
des Marktes, nicht nur der Mehrheiten.
Besser gesagt: Die Mehrheiten bilden sich
aus Menschen, die die Strafe des Marktes
fürchten. Will man eine Wirtschaft im
Dienste aller Menschen, genügt es nicht,
dass die Menschen ihre Präferenzen über
den Markt zum Ausdruck bringen kön-
nen. Es genügt auch nicht, dass alle hierzu
mit angemessener Kaufkraft ausgestattet
sind. Eine weitere Bedingung ist, dass der
(Unterbietungs-)Wettbewerb der Regulie-
rungsräume aufhört. Keine absolute Uto-
pie, aber schwer vorstellbar in der gegen-
wärtigen extrem ungleichen Welt der Na-
tionalstaaten, ob sozialdemokratisch re-
giert oder nicht.
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